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Einleitung 

Das Recht des Auskunftei- und Detekteigewerbes 

Empirische Untersuchung, verfassungsrechtlicher 
Rahmen, rechtliche Befugnisse und gewerberechtlicher 

Novellierungsvorschlag 

M i t einer stetig wachsenden Zahl von Auskunfteien und Detekteien 
erlebt das Auskunftsgewerbe in der Bundesrepublik Deutschland zur Zeit 
einen Boom. Über das Tätigwerden von Auskunfteien und Detekteien ist 
allerdings wenig bekannt. Während das B i ld der Detektive vielfach durch 
Literatur und F i lm geprägt ist, bestehen über die Auskunfteien häufig 
überhaupt keine Vorstellungen. Soweit Einschätzungen über das Aus-
kunftsgewerbe vorhanden sind, reichen diese von der Einstufung als 
massives Bedrohungspotential bis zur Zuerkennung einer wichtigen 
Schutzfunktion. Auch in der Wissenschaft findet das Auskunftsgewerbe 
- im Gegensatz etwa zu dem in der Öffentlichkeit  stärker präsenten 
Bewachungsgewerbe - kaum Beachtung. Insgesamt läßt sich jedoch eine 
stiefmütterliche Behandlung des gesamten privaten Sicherheitsgewerbes 
in der Literatur feststellen, 1 was im Gegensatz zu seiner schon erreichten 
Bedeutung und seiner noch zu erwartenden Entwicklung steht. 

Die Auskunfteien haben sich aufgrund der Fortschritte in der Compu-
ter- und Kommunikationstechnik sowie der stetig wachsenden Bedeutung 
von Handels- und Verbraucherkrediten sowie des bargeldlosen Zahlungs-
verkehrs zu einem wichtigen Faktor in der Wirtschaft  entwickelt. Durch 
die von ihnen verwalteten Datenmengen können sie aber auch ein nicht 
unerhebliches Gefährdungspotential  für Betroffene  darstellen. Dieses 
Gefährdungspotential  resultiert bei den großen Handels- und Wirtschafts-
auskunfteien aus der zum Tei l per Online-Abfrage erfolgenden Massenab-

1 Hoogenboom,  S. 197; Mahlberg  (S. 209), der feststellt, daß die deutsche For-
schung auf diesem Gebiet „hinterherhinkt"; Seysen,  S. 179 (195); alle in: Kr im 
Journal, 4. Beiheft 1992. 
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fertigung von Auskunftsersuchen, die immer weniger Spielraum für die 
Wahrnehmung von Schutzrechten Betroffener  läßt. 

Der starke Aufwärtstrend  im Auskunftsgewerbe betrifft  insbesondere 
die Detektivbranche, die in der Personalentwicklung jährliche Zuwachs-
raten von über 20% zu verzeichnen hat.2 Die Ursache für diese Entwick-
lung liegt in dem aufgrund des Grenzabbaus anläßlich der Einführung des 
europäischen Binnenmarktes und der zunehmenden Öffnung  nach Osten 
eingetretenen Anstieg der Kriminalität. Dieser bewirkt eine Aufgaben-
überlastung der Polizei und eine zunehmende Verlagerung der Bekämp-
fung der Kleinkriminali tät auf Private. Eine stärkere Wahrnehmung der-
zeit privat erledigter Sicherheitsaufgaben durch die Polizei ist nicht in 
Sicht. Die Schwerpunktbildung der Polizeiarbeit auf die Bekämpfung der 
organisierten Kriminali tät spricht vielmehr sogar dafür,  daß die Bekämp-
fung der Kleinkriminali tät in noch stärkerem Maße als bisher von Privaten 
wahrgenommen wird. Dies hat sogar schon dazu geführt,  daß von einem 
„dualen Sicherheitssystem" gesprochen wird, in dem eine Aufgabenteilung 
zwischen Polizei und privaten Sicherheitsdiensten besteht.3 Trotz der 
wichtigen Funktion von Detektiven im Rahmen dieser Aufgabenteilung, 
speziell bei der Bekämpfung der Kleinkriminalität, ist das B i ld der Detek-
tive in der Öffentlichkeit  - soweit nicht durch Literatur oder F i lm geprägt -
negativ. Bei einer Umfrage über die Akzeptanz gängiger Berufe rangierten 
die Privatdetektive auf der Werteskala unter den 28 aufgeführten  Berufen 
an letzter Stelle.4 Immer wieder finden sich Berichterstattungen über 
Negativerscheinungen im Detektivgewerbe, wie etwa in der sogenannten 
„Barschel-Pfeiffer-Affäre". 5 In der Tat sind auftretende Mißstände eines 

2 Kocks,  Detektiv-Kurier Dezember 1992, S. 1 (2); vgl. auch die Einschätzung 
von Schurich  (Detektiv-Kurier Mai 1994, S. 1): „Das Jahrhundert der Detektive liegt 
noch vor uns." 

3 Vgl. Bändel,  WirtschaftsWoche Nr. 37 vom 10.09.1993, S. 134 (137f.); siehe 
auch die Überschrift  zum Bericht über die 10. Sicherheitstagung des Bayerischen 
Verbandes für Sicherheit in der Wirtschaft  (abgedruckt in W I K 1993/Nr. 3, S. 9ff.): 
„Bewacher: Eingeschränkt tauglich für das duale System Sicherheit". 

4 Emnid-Umfrage in: Münder,  Die Zeit vom 09.08.1991, Beilage Zeitmagazin, 
S. 22 (24); vgl. auch Langer  (markt + Wirtschaft  Nr. 8/1988, S. 24), nach dem 
Detektive in der Öffentlichkeit  „eher als zwielichtige Typen" gelten. 

5 Vgl. dazu PötzU  S. 57ff.;  Detektive hatten im Januar 1987 den damaligen 
schleswig-holsteinischen Oppositionsführer  Engholm beschattet, um dessen Sexual-
leben auszuspähen. Vor dem eingesetzen Untersuchungsausschuß des Landtages 
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der drängendsten Probleme der Branche, wobei sich die Kr i t ik insbeson-
dere dagegen richtet, daß Privatdetektive zum Tei l t ief in die Privatsphäre 
Dritter eindringen, ohne einer wirksamen Kontrolle zu unterliegen. 

Angesichts der nachweisbaren Mißstände und der Gefährdungspotentiale 
des Auskunftsgewerbes kann die geringe gesetzliche Regelungsdichte des 
Auskunftsgewerbes nur verwundern. Al le in in § 38 Satz 1 Nr. 4 GewO, 
wonach Auskunfteien und Detekteien aufgrund landesrechtlicher Ver-
ordnungen einer verschärften  Gewerbeüberwachung unterworfen  werden 
können, finden sich Auskunfteien und Detekteien im Gesetz erwähnt. 
Weitere spezialgesetzliche Regelungen sind nicht vorhanden. Die zahlrei-
chen Rechtsfragen im Zusammenhang mit dem Tätigwerden von Auskunf-
teien und Detekteien müssen vielmehr aus der Auslegung allgemeiner 
Rechtsvorschriften  beantwortet werden. Dieser Befund ist schon Anlaß 
genug, die rechtlichen Rahmenbedingungen des Tätigwerdens von Aus-
kunfteien und Detekteien zu untersuchen. 

Dazu werden zunächst durch eine historische und empirische Untersu-
chung die tatsächlichen Erkenntnisse für die rechtliche Erörterung aufbe-
reitet. Anschließend folgt eine verfassungstheoretische  Untersuchung, die 
sich einerseits mit der grundsätzlichen Zulässigkeit der vom Auskunftsge-
werbe angebotenen Dienstleistungen beschäftigt und andererseits die 
Frage behandelt, ob das Verfassungsrecht  den Umfang des Tätigwerdes 
von Auskunfteien und Detekteien beschränkt. Dabei wird unter anderem 
die Vereinbarkeit detektivischen Tätigwerdens mit dem staatlichen Gewalt-
monopol erörtert. Untersucht wird die verfassungsrechtliche  Relevanz des 
aktuell vielfach gebrauchten Schlagwortes vom „Verlust des staatlichen 
Gewaltmonopols", mit dem in unterschiedlichstem Zusammenhang die 
staatliche Ohnmacht angesichts wachsender Kriminalität dokumentiert 
werden soll. 

Die darauffolgende  Darstellung einfachrechtlicher  Rahmenbedingungen 
für das Auskunftsgewerbe behandelt die Grenzen und Befugnisse des 
Tätigwerdens von Auskunftsunternehmen. Einerseits werden dabei im 
empirischen Tei l nachgewiesene Mißstände im Auskunftsgewerbe auf 
ihre rechtliche Relevanz hin untersucht, und andererseits werden die den 
Auskunfteien und Detekteien zustehenden Eingriffsbefugnisse  erörtert. 

und bei staatsanwaltlichen Ermittlungen gaben sie ein falsches Observationsziel an 
und wurden wegen Meineides in einem minder schweren Fall bzw. uneidlicher 
Falschaussage verurteilt; vgl. FAZ vom 15.02.1992, S. 4. 


